
OGH Beschluss vom 24.2.2010, 6 Ob 247/08d – Schadenersatz für
             unrichtige Bonitätsauskunft

1. Derjenige, der eine Auskunftei über Kreditverhältnisse gemäß § 152 GewO betreibt 
und eine Datenbank mit Adress- und Zahlungsverhaltensdaten führt, ist Auftraggeber
iS des § 4 Z 4 DSG für die in der Datenbank aufgenommenen und dort verarbeiteten 
Daten. Maßgebend ist die Entscheidungskompetenz über die zweckgebundene 
Verwendung der ermittelten Daten.
2. Bietet der Betreiber einer Bonitätsdatenbank zusätzlich für anfragende Kunden (hier: 
Mobiltelefonieunternehmen) die Errechnung eines sog. „Scorewerts“ an, d.h. die Daten 
mit vorgegebenen Algorithmen zu verknüpfen und ein unternehmensspezifisches 
Entscheidungsresultat zugänglich zu machen, so ändert diese nicht ins Gewicht fallende 
Nebentätigkeit als Dienstleister nichts an seiner datenschutzrechtlichen 
Auftraggebereigenschaft.
3. Die schuldhafte Verletzung von geschützten Geheimhaltungsinteressen macht 
schadenersatzpflichtig, wenn der Betroffene rechtswidrig bloßgestellt wird. Dabei 
erfordert § 33 Abs 1 zweiter Satz DSG, dass bestimmte Tatsachen (nämlich die in § 18 
Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Datenarten: sensible Daten, strafrechtsbezogene Daten 
oder Bonitätsdaten) enthüllt werden, die den Betroffenen herabsetzen und sein Ansehen 
untergraben.
4. Selbst wenn die § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Daten für eine begrenzte 
Öffentlichkeit sichtbar oder einem begrenzten Kreis von Personen bekannt waren, 
schließt dies nicht aus, dass durch die öffentlich zugängliche Verwendung dieser Daten 
schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen in einer Weise verletzt werden, die einer 
Bloßstellung in der Öffentlichkeit gleichkommt.

Leitsätze verfasst von Dr. Clemens Thiele, LL.M.

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten des Obersten 
Gerichtshofs Hon.-Prof. Dr. Pimmer als Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten 
Gerichtshofs Dr. Schramm, Dr. Gitschthaler, Univ.-Prof. Dr. Kodek sowie die Hofrätin des 
Obersten Gerichtshofs Dr. Tarmann-Prentner als weitere Richter in der Rechtssache der 
klagenden Partei Verein für Konsumenteninformation, 1060 Wien, Linke Wienzeile 18, 
vertreten durch Höhne, In der Maur & Partner Rechtsanwälte GmbH in Wien, gegen die 
beklagte Partei D***** GmbH, *****, vertreten durch Dr. Friedrich Gatscha, Rechtsanwalt 
in Wien, wegen 750 EUR sA, über die Revision der beklagten Partei gegen das Urteil des 
Oberlandesgerichts Wien als Berufungsgericht vom 17. Juni 2008, GZ 14 R 74/08t-15, womit 
über Berufung der beklagten Partei das Urteil des Landesgerichts für Zivilrechtssachen Wien 
vom 15. Februar 2008, GZ 53 Cg 106/07h-10, bestätigt wurde, in nichtöffentlicher Sitzung 
den 

Beschluss

gefasst: Die Revision wird zurückgewiesen. Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden 
Partei die mit 297,40 EUR (darin 49,57 EUR USt) bestimmten Kosten ihrer 
Revisionsbeantwortung binnen 14 Tagen zu ersetzen.

Begründung:

Die Beklagte betreibt eine Auskunftei über Kreditverhältnisse gemäß § 152 GewO. Sie führt 
eine Datenbank mit Adress- und Zahlungsverhaltensdaten. Adressdaten bezieht sie aus 
unterschiedlichen Quellen. Zahlungsverhaltensdaten werden aus öffentlichen Quellen 



eingelesen und von mit ihr kooperierenden Partnern, wie etwa Inkassobüros, zur Verfügung 
gestellt. Sie stellt einen Zugang zu ihrer Adress- und Zahlungsverhaltensdatenbank über eine 
Internetplattform zur Verfügung. Hierfür richtet sie Benutzerkonten ein, über die ihre Kunden 
oder deren berechtigte Mitarbeiter Zugriff auf die Datenbank erhalten. Die Benutzerkonten, 
die aus dem Benutzernamen und dem Passwort bestehen, sind berechtigten Personen 
zugeordnet. Die Übertragung eines Benutzerkontos auf eine berechtigte Person ist möglich. 
Die Kunden der Beklagten sind verpflichtet, diese unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu 
setzen, wenn eine berechtigte Person, der ein Benutzerkonto zugeordnet ist, die Berechtigung 
für Abfragen verliert. Die Beklagte schließt nur längerfristige Verträge mit ihren Kunden ab. 
Sie vergibt keine Berechtigung für eine einmalige Abfrage. Ihre Kunden kommen im 
Wesentlichen aus dem Telefoniebereich, dem Versandhandel und aus der kreditgewährenden 
Wirtschaft. Nach Punkt 5. der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten dürfen 
personenbezogene Daten ausschließlich dann (durch Kunden) abgerufen werden, wenn der 
Abrufende zum Zeitpunkt des Abrufs ein überwiegendes berechtigtes Interesse iSd § 8 Abs 1 
Z 4 DSG 2000 (künftig nur DSG) oder die Zustimmung des Betroffenen nachzuweisen 
vermag. Eine Bestellung, eine Angebotsaufforderung oder eine offene Rechnung gelten als 
ausreichende Interessennachweise in diesem Sinn. Der Kunde ist verantwortlich, den 
physischen Interessennachweis für eine mögliche Stichprobenkontrolle durch die 
Datenschutzkommission jederzeit bereit zu halten. Der Kunde übernimmt die volle 
Verantwortung für jede getätigte Anfrage und verpflichtet sich, lediglich Anfragen im 
Rahmen seiner Berechtigungen durchzuführen. Der Kunde darf bei der Beklagten abgerufene 
Informationen weder an Dritte weitergeben noch zu Marketingzwecken verwenden.
Dr. A***** K***** ist Geschäftsführer einer Gesellschaft mbH in Wien, die sich mit 
Unternehmensberatungen befasst. Er besitzt ein Ferienhaus an einem See. Von einem 
Bewachungsunternehmen, das von den Gemeinden rund um den See mit der Überwachung 
von Müllplätzen beauftragt war, erhielt er eines Tages eine Vorschreibung über 100 EUR 
Unkostenbeitrag zur Abfallbeseitigung, mit der Begründung, er habe einen Verstoß gegen das 
Abfallwirtschaftsgesetz dadurch begangen, dass er Müll neben Müllcontainern abgelagert 
habe. Er erachtete diesen Vorwurf als nicht gerechtfertigt und zahlte nicht. Nachdem er von 
einem Inkassounternehmen mehrmals Zahlungsaufforderungen erhalten hatte, nahm er mit 
diesem telefonisch Kontakt auf. Er teilte mit, dass diese Forderung nicht berechtigt sei und er 
nur nach einer erfolgreichen Klagsführung zahlen werde. Das Inkassounternehmen nahm ihn 
aufgrund dessen mit einem negativen Vermerk in seine Bonitätsdatenbank auf.
Die Beklagte sammelte auch Daten über Dr. A***** K*****. In ihrer Datenbank befand sich 
in der Folge die Eintragung, dass gegen diesen eine Forderung in Höhe von 100 EUR 
außergerichtlich betrieben werde. Dr. A***** K***** wurde über die Aufnahme dieser 
Eintragung in die Datenbank der Beklagten nicht informiert. Als er für seinen 14-jährigen 
Sohn einen Mobiltelefonvertrag abschließen wollte, lehnte das Mobiltelefonieunternehmen 
nach einer Einsicht in die Datenbank der Beklagten den Vertragsabschluss ab. Dr. A***** 
K***** war sehr überrascht und stellte telefonische und schriftliche Nachforschungen unter 
anderem beim Mobiltelefonieunternehmen und bei seiner Hausbank an. Er stand damals mit 
einem Mobiltelefonieunternehmen in geschäftlichem Kontakt und befürchtete, dass die 
Eintragung in die Datenbank der Beklagten negative Auswirkungen auf seine 
Geschäftstätigkeit haben könnte. Dies war dann aber nicht der Fall. Nachdem er den Grund 
für die Aufnahme seiner Daten in die Datenbank der Beklagten recherchiert hatte, nahm er 
neuerlich Kontakt mit dem Inkassobüro auf, das schließlich nach Androhung rechtlicher 
Schritte die Löschung der Eintragung veranlasste.
Dr. A***** K***** hat seine Forderung gegen die Beklagte an den Kläger zum Inkasso 
abgetreten.
Der Kläger begehrt mit seiner Klage die Zahlung einer Entschädigung wegen erlittener 
Kränkung von 750 EUR. Die Beklagte habe bonitätsrelevante Daten des Dr. A***** K***** 



veröffentlicht, wodurch sie sein Ansehen untergraben oder zumindest erschüttert habe. 
Gemäß § 33 DSG habe Dr. A***** K***** wegen der erlittenen Kränkung Anspruch auf 
angemessene Entschädigung, den er dem Kläger zediert habe. Die Beklagte beantragte die 
Abweisung des Klagebegehrens. Sie werde nur als datenschutzrechtlicher Dienstleister und 
nicht als Auftraggeber tätig. Sie sei von den einzelnen Mobiltelefonieanbietern beauftragt, 
von diesen vorgegebene Daten mit den von ihnen vorgegebenen Algorithmen zu verknüpfen 
und unternehmensspezifische Entscheidungsresultate online über eine Standleitung 
zugänglich zu machen. Dies sei eine eigens gelegte Verbindung, die einen öffentlichen 
Zugriff ausschließe. Über die Standleitungen könnten aktualisierte Ergebnisse errechnet 
werden. Im konkreten Fall habe der Mobiltelefonieanbieter abgefragt und es sei ein Ergebnis 
errechnet worden, dass nach dem Wissen der Beklagten überlicherweise dazu führe, dass 
gegen den Abschluss eines Vertrags kein Einwand erhoben werde. Die Entscheidung sei vom 
Mobiltelefonieunternehmen aus freien Stücken revidiert worden, wobei diese auch Einsicht in 
andere Datenbanken, etwa in die Warenkreditevidenz des K*****, Einsicht genommen habe. 
Die Entscheidung des Mobiltelefonieanbieters sei nicht durch die Tätigkeit der Beklagten 
verursacht worden. Dr. A***** K***** treffe ein Mitverschulden, weil er durch die 
Ablagerung von Müll außerhalb der Container eine Ursache gesetzt habe, die negative Folgen 
nach sich ziehe.

Das Erstgericht gab dem Klagebegehren statt. Es traf die eingangs wiedergegebenen 
Feststellungen. Rechtlich führte es aus, Zweck der kreditrelevanten Daten, die die Beklagte in 
ihre Datenbank aufnehme, sei es, Auskunft über die Kreditwürdigkeit der Betroffenen zu 
erteilen. Es handle sich somit um Daten iSd § 18 Abs 2 Z 3 DSG, die von der Anordnung des 
§ 33 Abs 2 zweiter Satz DSG umfasst seien. Die Aufnahme in die Datenbank der Beklagten 
sei rechtswidrig erfolgt, weil der Betroffene hievon nicht verständigt worden sei. Sie sei der 
Beklagten auch vorwerfbar, weil Dr. A***** K***** bereits vor dieser Eintragung in die 
Datenbank Kontakt mit dem Inkassobüro, das in einer Vertragsbeziehung zur Beklagten stehe, 
aufgenommen habe und die Forderung, der überdies keine vertragliche Beziehung 
zugrundegelegen sei, dem Grunde nach bestritten habe. Es sei daher bereits zu diesem 
Zeitpunkt klar gewesen, dass die Nichtzahlung dieser Forderung nicht geeignet sei, über die 
Kreditwürdigkeit des Betroffenen bzw sein Zahlungsverhalten gegenüber Vertragspartnern 
Auskunft zu geben. Dieses Verhalten des Inkassounternehmens sei der Beklagten 
zuzurechnen. Die Datenbank der Beklagten sei als öffentlich zugängliche Datei zu 
qualifizieren, weil sie einem nicht von vornherein bestimmten, nach außen hin nicht 
begrenzten Personenkreis zugänglich gemacht werde und der Zugang zur Datei nur von der 
Entscheidung des Auftraggebers über das ausreichende „berechtigte" Interesse des Abfragers 
abhängig sei. Die gesetzwidrige Aufnahme der Daten des Dr. A***** K***** in die 
Datenbank sei überdies unter Berücksichtigung dessen beruflicher Tätigkeit geeignet, ihn in 
der Öffentlichkeit bloßzustellen. Die Daten des Betroffenen seien nur in geringem Umfang 
verwendet worden. Die vom Betroffenen angestellten Nachforschungen hätten aber einen 
nicht bloß unerheblichen Zeitaufwand erfordert. Eine solche Eintragung sei daher geeignet, 
das berufliche Fortkommen zu gefährden und zu beeinträchtigen, weil potentielle 
Geschäftspartner mit Sicherheit Personen, deren Kreditwürdigkeit in Frage stehe, meiden 
würden.

Das Berufungsgericht gab der Berufung der Beklagten nicht Folge. Die Beklagte sei 
Auftraggeberin der Datenanwendung, weil sie Bonitätsdaten des Betroffenen in ihre 
Datenbank aufgenommen und ihrem Kunden übermittelt habe. Der Begriff des 
höchstpersönlichen Lebensbereichs iSd § 7 MedienG decke auf jeden Fall die in § 33 Abs 1 
zweiter Satz iVm § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG normierten Voraussetzungen für den 
Entschädigungsanspruch wegen der erlittenen Kränkung durch Bloßstellung ab. Die 



Datenanwendung der Beklagten sei öffentlich zugänglich, weil die Beklagte den Zugang zu 
den von ihr verarbeiteten Daten zu gleichen Bedingungen allgemein zugänglich anbiete. Es 
gebe keine Anhaltspunkte dafür, dass sich dieses Angebot nur auf einen eingeschränkten 
Personenkreis beziehe. Räume aber der Betreiber einer Auskunftei über Kreditverhältnisse 
einem unbeschränkten Personenkreis die Möglichkeit ein, mit ihm einen Vertrag über die zur 
Verfügungstellung von Bonitätsdaten abzuschließen, dann handle es sich um eine öffentlich 
zugängliche Datei. Die Kostenpflicht für die Abfrage sowie das Erfordernis eines 
Benutzerkontos und eines Passworts könnten diese Eigenschaft nicht aufheben. Gemäß § 118 
Abs 3 GewO seien Inkassoinstitute zur Einziehung einer fremden Forderung, die dem Ersatz 
eines Schadens ohne Beziehung auf einen Vertrag diene, nur berechtigt, wenn diese 
unbestritten sei. Die inkriminierten Daten hätten demnach nicht verwendet werden dürfen. 
Die Beklagte sei ihrer Verständigungspflicht nicht nachgekommen. Damit habe sie die Daten 
wider Treu und Glauben iSd § 6 DSG verwendet. Sie behaupte keine konkreten Umstände, 
aus denen sie hätte schließen können, dass das Inkassobüro Dr. A***** K***** von der 
beabsichtigten Datenverwendung bereits informiert hatte. Daher hätte sie sich ohne 
entsprechende Nachfrage betreffend die in ihrem Verantwortungsbereich fallende 
Datenverwendung nicht darauf verlassen dürfen, dass die entsprechenden Verständigungen 
durch das Inkassobüro bereits vorgenommen worden seien. Der Verstoß gegen die gesetzlich 
vorgesehene Verständigungspflicht sei auch als schuldhaft anzusehen, zumal das fehlende 
Verschulden von der Beklagten zu beweisen gewesen wäre.
Das Berufungsgericht sprach aus, dass die Revision zulässig sei, weil oberstgerichtliche 
Judikatur zur Auslegung der Begriffe „Auftraggeber - Dienstleister", „öffentliche 
Zugänglichkeit" in § 33 Abs 1 DSG sowie zur Frage des Bestehens einer 
Verständigungspflicht durch den Betreiber einer Auskunftei über Kreditverhältnisse 
betreffend der von ihm von Inkassoinstituten Daten nicht bestehe.

Die Revision der beklagten Partei ist entgegen dem – den Obersten Gerichtshof nicht 
bindenden (§ 508a Abs 1 ZPO) – Ausspruch des Berufungsgerichts nicht zulässig.

1.1. Vorauszuschicken ist, dass der Kläger ein Verband iSd § 502 Abs 5 Z 3 ZPO ist. Die 
Anwendbarkeit dieser Bestimmung erstreckt sich auf alle abtretbaren Ansprüche, deren 
Wahrnehmung in den Aufgabenbereich der im § 29 KSchG genannten Verbände fällt (6 Ob 
142/09i; ErläutRV 613 BlgNR 22. GP 4, 7). Damit sollen in solchen Angelegenheiten 
Musterprozesse „zum Schutz überindividueller Interessen“ ermöglicht werden (ErläutRV 613 
BlgNR 22. GP 8).
1.2. Abgetretene Ansprüche iSd § 502 Abs 5 Z 3 ZPO können nur solche sein, deren 
Geltendmachung nach der Verfassung des jeweils klagenden Verbands als dessen Aufgabe zu 
qualifizieren ist. Darunter fielen etwa nicht Ansprüche, die im Erb- oder Familienrecht 
wurzeln (6 Ob 142/09i; Zechner in Konecny/Fasching² § 502 ZPO Rz 200). Dass die 
Geltendmachung von Ansprüchen eines betroffenen Verbrauchers im Zusammenhang mit 
einem behaupteten Verstoß gegen Informationspflichten eines Auftraggebers nach dem 
Datenschutzgesetz in den Wirkungskreis des Klägers fällt, dessen Zweck nach seinen Statuten 
auch die Förderung von Verbraucherinteressen ist, kann jedoch nicht zweifelhaft sein.
1.3. Der datenschutzgesetzliche Anspruch auf angemessene Entschädigung wegen erlittener 
Kränkung ist abtretbar. Forderungsrechte sind – sofern es sich nicht um höchstpersönliche 
Ansprüche (§ 1393 ABGB) handelt oder sonstige rechtliche Hindernisse einer Abtretung 
entgegenstehen – grundsätzlich übertragbar (4 Ob 199/97m mwN). Höchstpersönliche 
Ansprüche sind dadurch gekennzeichnet, dass ihr Inhalt durch die Person des Berechtigten 
bestimmt wird, sodass durch einen Wechsel seiner Person auch der Leistungsinhalt selbst eine 
Änderung erfährt (4 Ob 199/97m mwN; RIS-Justiz RS0032673). Schmerzengeldansprüche (§ 
1325 ABGB) sind nicht höchstpersönlich in diesem Sinn und daher frei übertragbar (6 Ob 



2068/96b SZ 69/217). In den Entscheidungen 3 Ob 220/06h, 2 Ob 79/06s und 6 Ob 231/08a 
ist der Oberste Gerichtshof implizit von der Abtretbarkeit des Anspruchs des Reisenden auf 
angemessenen Ersatz der entgangenen Urlaubsfreude (§ 31e Abs 3 KSchG) - auf einen 
Verband iSd § 502 Abs 5 Z 3 ZPO - ausgegangen. Es ist kein hinreichender Grund ersichtlich, 
die Frage der Abtretbarkeit des immateriellen Schadenersatzanspruchs nach § 33 Abs 1 DSG 
anders als jene der des Schmerzengelds, das der wichtigste Fall des Ersatzes immateriellen 
Schadens ist, und des immateriellen Schadenersatzanspruchs nach § 31e Abs 3 KSchG zu 
beantworten.
1.4. Einzige Voraussetzung für die Anrufung des Obersten Gerichtshofs ist daher nach § 502 
Abs 1 ZPO das Vorliegen einer erheblichen Rechtsfrage. Dies ist jedoch zu verneinen:
2.1. Gemäß § 33 Abs 1 DSG hat der Auftraggeber, der Daten schuldhaft entgegen den 
Bestimmungen des Datenschutzgesetzes verwendet, dem Betroffenen den erlittenen Schaden 
nach den allgemeinen Bestimmungen des bürgerlichen Rechts zu ersetzen. Werden durch die 
öffentlich zugängliche Verwendung der in § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Datenarten 
schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen eines Betroffenen in einer Weise verletzt, die einer
Eignung zur Bloßstellung gemäß § 7 Abs 1 MedienG gleichkommt, so gilt diese Bestimmung 
auch in Fällen, in welchen die öffentlich zugängliche Verwendung nicht in Form der 
Veröffentlichung in einem Medium geschieht. Der Anspruch auf angemessene Entschädigung 
für die erlittene Kränkung ist gegen den Auftraggeber der Datenverwendung geltend zu 
machen.
2.2. Nach § 7 Abs 1 MedienG hat der Betroffene Anspruch auf eine Entschädigung für die 
erlittene Kränkung im Höchstausmaß von 20.000 EUR, wenn in einem Medium der 
höchstpersönliche Lebensbereich eines Menschen in einer Weise erörtert oder dargestellt 
wird, die geeignet ist, ihn in der Öffentlichkeit bloßzustellen. Die Höhe des 
Entschädigungsbetrags ist gemäß § 6 Abs 1 zweiter Satz MedienG nach Maßgabe des 
Umfangs und der Auswirkungen der Veröffentlichung, insbesondere auch der Art und des 
Ausmaßes der Verbreitung des Mediums, zu bestimmen.
2.3. Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs zum Anspruch auf angemessene 
Entschädigung wegen erlittener Kränkung nach § 33 Abs 1 DSG liegt bereits vor (6 Ob 
275/05t SZ 2005/181).
3.1. Die in § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Datenarten sind:

- „sensible Daten" (das sind Daten betreffend die rassische oder ethnische 
Herkunft, politische Meinung, Gewerkschaftszugehörigkeit, religiöse oder philosophische 
Überzeugung, Gesundheit oder ihr Sexualleben [§ 4 Z 2 DSG])

- „strafrechtliche Daten im Sinne des § 8 Abs 4" (DSG)
- die Kreditwürdigkeit betreffende Daten.

3.2. Zweck der in die Zahlungsverhaltensdatenbank der Beklagten aufgenommenen Daten ist 
es, Auskunft über die Kreditwürdigkeit der Betroffenen zu erteilen. Sie sind somit Daten iSd 
§ 18 Abs 2 Z 3 DSG. Das stellt die Revisionswerberin auch nicht in Abrede.
4. Der Oberste Gerichtshof hat die Frage, was unter „öffentlich zugänglich" im 
Datenschutzgesetz zu verstehen ist, schon in der Entscheidung 6 Ob 195/08g beantwortet. 
Diese Entscheidung betraf einen Fall, in dem der dort Beklagte die von ihm gesammelten 
Daten ausschließlich der nunmehr beklagten Partei weitergab. In dieser Entscheidung billigte 
der Oberste Gerichtshof die Rechtsansicht des Berufungsgerichts, dass es sich bei der Datei 
der beklagten Partei um eine öffentlich zugängliche Datei handle, weil sie einem nicht von 
vornherein bestimmten, nicht nach außen hin begrenzten Personenkreis zugänglich gemacht 
werde und der Zugang zur Datei nur von der Entscheidung des Auftraggebers über das 
ausreichende „berechtigte Interesse" des Abfragenden abhängig sei. Damit hat der Oberste 
Gerichtshof in dieser Entscheidung - insoweit in Übereinstimmung mit der 
Datenschutzkommission - die Entgeltpflicht ebenso wenig als Hindernis für eine öffentlich 



zugängliche Datei iSd § 28 Abs 2 DSG angesehen wie das Erfordernis der Behauptung eines 
entsprechenden rechtlichen Interesses durch anfragende Personen.
Diese Entscheidung wurde im Schrifttum teilweise kritisiert (vgl etwa Leissler, apropos: 
Aktuelles zum Datenschutz bei Bonitätsauskünften, ecolex 2009, 181; Forgó/Kastelitz, Das 
Widerspruchsrecht gemäß § 28 Abs 2 DSG 2000, jusIT 2009, 18; Jahnel, Widerspruchsrecht 
gegen Aufnahme in eine Bonitätsdatenbank, jusIT 2008, 184 [zur vom Obersten Gerichtshof 
in 6 Ob 195/08g bestätigten zweitinstanzlichen Entscheidung]), teilweise ausdrücklich 
gebilligt (vgl Dörfler, Datenschutz: OGH auf Abwegen? ecolex 2009, 636).
Die in der Revision angestellten Überlegungen bieten keinen Anlass, von der in der 
Entscheidung 6 Ob 195/08g geäußerten und jüngst in der ebenfalls die Beklagte betreffenden 
Entscheidung 6 Ob 156/09y aufrecht erhaltenen Rechtsansicht abzugehen. Nach mittlerweile 
gefestigter Rechtsprechung ist für die öffentliche Zugängigkeit einer Datei nicht erforderlich, 
dass „jedermann" im wörtlichen Sinne Einsicht in eine bestimmte Datei nehmen kann; es 
reicht vielmehr aus, dass es einen entsprechend großen Kreis an Abfrageberechtigten gibt und 
das berechtigte Interesse an der Einsichtnahme im Einzelfall nicht überprüft wird (6 Ob 
275/05t; 6 Ob 195/08g; 6 Ob 156/09y). Es ist kein Grund ersichtlich, den Ausdruck 
„öffentlich zugänglich" in § 33 Abs 1 zweiter Satz DSG anders auszulegen (vgl 6 Ob 
275/05t).
5.1. Der Oberste Gerichtshof hat bereits im Zusammenhang mit der Eintragung von die 
Kreditwürdigkeit einer Person betreffenden Daten in die „Warnliste der österreichischen 
Kreditinstitute zum Zweck des Gläubigerschutzes und der Risikominimierung durch Hinweis 
auf vertragswidriges Kundenverhalten" ausgesprochen, dass der in § 6 Abs 1 Z 1 DSG 
verankerte Grundsatz, wonach Daten nur nach Treu und Glauben verwendet werden dürfen, 
eine entsprechende Benachrichtigung des Betroffenen erfordert, um ihm die Möglichkeit zu 
geben, sich gegen eine seiner Meinung nach nicht gerechtfertigte, seine Kreditwürdigkeit aber 
massiv beeinträchtigende Datenanwendung zur Wehr zu setzen. Die Eintragung ist 
rechtswidrig, wenn sie ohne entsprechende Benachrichtigung des Betroffenen erfolgt (6 Ob 
275/05t).
5.2. Die Auffassung der Revisionswerberin, wonach die Verständigungspflicht nur das 
Inkassounternehmen, nicht aber neuerlich die Beklagte getroffen habe, ist unzutreffend. Sie 
übersieht, dass sich der Zweck der Anwendung der vom Inkassounternehmen übermittelten 
Daten veränderte, weil Zweck der Datenanwendung der Beklagten die Auskunftserteilung 
über die Kreditwürdigkeit des Betroffenen war. Die Aufnahme der Daten in die Datenbank 
der Beklagten war ein neuer Eingriff in schutzwürdige Interessen des Betroffenen, die nach 
dem in § 6 Abs 1 Z 1 DSG verankerten Grundsatz, wonach Daten nur nach Treu und Glauben 
verwendet werden dürfen, eine Benachrichtigung des Betroffenen durch die Beklagte als 
Auftraggeberin dieser Datenanwendung (s dazu unten) erforderte, um dem Betroffenen die 
Möglichkeit zu geben, sich gegen eine seiner Meinung nach nicht gerechtfertigte, seine 
Kreditwürdigkeit aber massiv beeinträchtigende Datenverwendung durch die Beklagte zur
Wehr zu setzen. Es spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle, dass das eingetragene Datum 
tatsachenrichtig war - sie gab die Tatsache wieder, dass gegen den Betroffenen eine 
Forderung von 100 EUR außergerichtlich betrieben wird - (vgl 6 Ob 275/05t). Einen
Bestreitungsvermerk konnte der Betroffene bei der Eintragung in der Datenbank nicht 
anbringen lassen, weil er von dieser von der Beklagten hievon nicht informiert wurde und 
auch sonst keine Kenntnis davon hatte.
5.3. Es kann auch keine Rede davon sein, dass durch die Registrierung der Beklagten beim 
Datenverarbeitungsregister (DVR) der Betroffene im Anlassfall iSd § 24 Abs 1 Z 2 DSG 
„nach den Umständen des Falles" ausreichend informiert gewesen sei, weil ihm aufgrund der 
Mahnschreiben des Inkassounternehmens und seiner festgestellten Kontakte zu diesem die 
Kenntnis zu unterstellen sei, dass seine Daten bereits vom Inkassounternehmen an andere 
Anwender weitergegeben worden seien. Abgesehen davon, dass § 24 Abs 1 Z 2 DSG sich 



lediglich auf Namen und Adresse des Auftraggebers bezieht, muss ein „durchschnittlich 
informierter Betroffener" nicht damit rechnen, dass ein Inkassounternehmen Daten, die die 
Einziehung einer Forderung betreffen, zu der es gemäß § 118 Abs 3 GewO nicht berechtigt 
ist, an einen anderen iSd § 4 Z 12 DSG übermittelt, der Daten zur Auskunftserteilung über die 
Kreditwürdigkeit des Betroffenen in seine Datenbank aufnimmt. Dass die 2001 geschehene 
DVR-Registrierung der Beklagten keine Information über die 2006 erfolgte Verarbeitung der 
Daten des Betroffenen enthielt, wie das Berufungsgericht ausführte, liegt auf der Hand.
5.4. Nicht zu beanstanden (vgl 6 Ob 195/08g) ist die Ansicht des Berufungsgerichts, dass aus 
der gewerberechtlichen Zulässigkeit des Sammelns bonitätsrelevanter Daten nicht folgt, dass 
diese eine iSd § 24 Abs 3 Z 1 DSG vorgesehene Datenverwendung ist, die die Information 
gemäß § 24 Abs 1 DSG entfallen lässt. § 152 GewO enthält nämlich nach seiner klaren 
Fassung keine Bestimmung für die Ermittlung von Daten.
6.1. Die Revisionswerberin zeigt auch in Bezug auf die Beurteilung des Berufungsgerichts, 
dass sie Auftraggeberin der Datenverwendung ist, auf die der Klaganspruch gestützt wird, 
keine iSd § 502 Abs 1 ZPO erhebliche Rechtsfrage auf.
6.2.1. Nach der Legaldefinition des § 4 Z 4 DSG bezeichnet der Begriff „Auftraggeber" unter 
anderem juristische Personen, wenn sie allein oder gemeinsam mit anderen die Entscheidung 
getroffen haben, Daten für einen bestimmten Zweck zu verarbeiten, und zwar unabhängig 
davon, ob sie die Verarbeitung selbst durchführen oder hiezu einen anderen heranziehen.
6.2.2. „Verarbeiten von Daten" ist definiert als das Ermitteln, Erfassen, Speichern, 
Aufbewahren, Ordnen, Vergleichen, Verändern, Verknüpfen, Vervielfältigen, Abfragen, 
Löschen, Vernichten oder jede andere Art der Handhabung von Daten einer Datenanwendung 
durch den Auftraggeber oder Dienstleister mit Ausnahme des Übermittelns von Daten (§ 4 Z 
9 DSG).
6.2.3. „Ermitteln von Daten" ist als Erheben von Daten in der Absicht, sie in einer 
Datenanwendung zu verwenden, definiert (§ 4 Z 10 DSG).
6.2.4. Der Begriff „Verwenden von Daten" bedeutet jede Art der Handhabung von Daten 
einer Datenanwendung, also sowohl das Verarbeiten als auch das Übermitteln von Daten (§ 4 
Z 8 DSG).
6.3. Nach diesen gesetzlichen Begriffsbestimmungen ist die Beklagte ohne Zweifel 
Auftraggeberin der in ihre Datenbank aufgenommenen und dort verarbeiteten Daten, weil sie 
die Entscheidung getroffen hat, die von ihr ermittelten Daten zum Zweck der 
Auskunftserteilung über die Bonität zu verwenden. Dass die Beklagte Dienstleisterin in 
Bezug auf die Errechnung eines „Scorewerts" wäre, wenn sie vom 
Mobiltelefonieunternehmen beauftragt wurde, die Daten mit vorgegebenen Algorithmen zu 
verknüpfen und ein unternehmensspezifisches Entscheidungsresultat zugänglich zu machen 
(vgl DSK 12. 12. 2007 K121.313/0016-DSK/2007), ist nicht erheblich, ändert sich doch 
dadurch nichts an ihrer Auftraggebereigenschaft in Bezug auf die schadensmitursächliche und 
- im Hinblick auf die Verletzung der Benachrichtigungspflicht - rechtswidrige Verwendung 
der Daten des Betroffenen für die Beurteilung von dessen Kreditwürdigkeit.
7.1. Die Beurteilung des Berufungsgerichts, dass die rechtswidrige Aufnahme in die 
Zahlungsverhaltensdatenbank der Beklagten geeignet war, den Betroffenen in der 
Öffentlichkeit bloßzustellen, weicht von der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs nicht 
ab.
7.2. Jemanden bloßstellen bedeutet im Fall des § 33 Abs 1 zweiter Satz DSG, Tatsachen 
(nämlich die in § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Datenarten) zu enthüllen, die ihn aus 
Sicht Dritter herabsetzen und sein Ansehen untergraben (vgl 6 Ob 275/05t). Nach der klaren 
Fassung des § 33 Abs 2 DSG geht es um bestimmte Datenarten und nicht um den 
„höchstpersönlichen Lebensbereich", mögen auch die Datenarten dem höchstpersönlichen 
Lebensbereich eines Menschen zugehören (vgl 6 Ob 275/05t). Der Verweis der 
Revisionswerberin auf Rechtsprechung des Oberlandesgerichts Wien zu § 7 Abs 1 MedienG 



zur Auslegung des Begriffs „höchstpersönlicher Lebensbereich eines Menschen" geht daher 
ins Leere. Darauf ist die Revisionswerberin auch mit ihren Ausführungen unter Punkt VI. 2. 
der Rechtsmittelschrift zu verweisen.
7.3. Wenn die Revisionswerberin meint, ihre Datenanwendung habe sich zur Enthüllung im 
Sinn einer Bekanntmachung bisher nicht bekannter Umstände nicht geeignet, weil beginnend 
mit der Müllablagerung durch den Betroffenen auf einem öffentlichen Mistplatz über die 
Vorschreibung eines Unkostenbeitrags zur Abfallbeseitigung durch ein von der Gemeinde 
beauftragtes Überwachungsunternehmen bis zum Versuch der Eintreibung der Forderung 
durch ein Inkassobüro eine Vielzahl von „enthüllenden“ Vorgängen stattgefunden habe, ist ihr 
entgegenzuhalten: Selbst wenn Daten der in § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Art für eine 
begrenzte Öffentlichkeit sichtbar oder einem begrenzten Kreis von Personen bekannt waren, 
schließt dies nicht aus, dass durch die öffentlich zugängliche Verwendung dieser Daten 
schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen in einer Weise verletzt werden, die einer 
Bloßstellung in der Öffentlichkeit gleichkommt (vgl Berka in Berka/Höhne/Noll/Polley, 
Mediengesetz² § 7 Rz 20).
8. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 41, 50 Abs 1 ZPO.

Anmerkung*

I. Das Problem

Im vorliegenden Fall wurde dem späteren Kläger der Abschluss eines Mobilfunkvertrags 
verweigert, weil in einer Bonitätsdatenbank negative Einträge über ihn aufschienen. Grund für 
den Negativeintrag ohne vorherige Verständigung war eine unberechtigte Inkassoforderung in 
Höhe von EUR 100,-. Wegen unberechtigter Aufnahme in die Bonitätsdatenbank begehrte der 
Kläger von deren beklagten Betreiberin, der D-GmbH, die Zahlung einer Entschädigung 
wegen „erlittener Kränkung“ nach § 33 Abs 1 DSG in Höhe von EUR 750,-. Er trat seine 
Forderung zum Inkasso an den Verein für Konsumenteninformation (VKI) ab, der den 
Wirtschaftsauskunftsdienst auf immateriellen Schadenersatz klagte. Dem Konsumenten
wurde der Abschluss eines Handyvertrages wegen “Bonitätsmangels” verweigert. Dieser 
Begründung des Mobilfunkanbieters lag ein negativer Eintrag in der Datenbank eines 
Wirtschaftsauskunftsdienstes aus einer angeblichen “Verwaltungsübertretung” zugrunde. Es 
handelte sich um eine Forderung über einen “Unkostenbeitrag” für Abfallbeseitung, die von 
einer Vorschreibung eines Überwachungsunternehmens für Müllplätze stammte. Diese 
Forderung hatte der Konsument bereits im Vorfeld gegenüber dem betreibenden Inkassobüro 
bestritten und auch nicht bezahlt.
Die Beklagte bestritt die Schadenersatzforderung und wandte ein, nur als 
datenschutzrechtlicher Dienstleister und nicht als Auftraggeber tätig zu sein. Sie wäre von den 
einzelnen Mobiltelefonieanbietern beauftragt, von diesen vorgegebene Daten mit den von 
ihnen vorgegebenen Algorithmen zu verknüpfen und unternehmensspezifische 
Entscheidungsresultate online über eine Standleitung zugänglich zu machen. Im konkreten 
Fall hätte der Mobiltelefonieanbieter abgefragt und ein Ergebnis errechnet das nach dem 
Wissen der Beklagten ansonsten übelicherweise zum Mobilfunkvertragsabschluss führen 
würde. Die ablehnende Entscheidung hätte daher das Mobiltelefonieunternehmen aus freien 
Stücken getroffen und nicht durch die Tätigkeit der Beklagten verursacht worden. Schließlich 
träfe den Kläger ein Mitverschulden, da er zu spät auf die unberechtigte Inkassoforderung 
reagiert hätte.

                                                
* RA Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Anwalt.Thiele@eurolawyer.at; Näheres unter 

http://www.eurolawyer.at.



Das Erstgericht1 sprach den vollen Betrag zu. Die Rechtswidrigkeit sah das Gericht 
insbesondere darin, dass der Konsument über die Aufnahme der Daten nicht benachrichtigt 
wurde, wozu der Betreiber solcher Auskunftsdienste nach § 6 Abs 1 Z 1 DSG verpflichtet 
wären. Bei der Bestimmung der Höhe des Schadenersatzanspruches stellte das Gericht auf die 
Auswirkungen des Eintrages in der Bonitätsdatei ab. Die Verweigerung der Zahlung eines 
"Unkostenbeitrages", die nicht auf einem Vertrag beruhte, hatte demnach keine Aussagekraft 
in Bezug auf die Kreditwürdigkeit und das Zahlungsverhalten des Konsumenten. Eine solche 
Eintragung sei vielmehr geeignet, das berufliche Fortkommen zu gefährden, weil potenzielle 
Geschäftspartner mit Sicherheit Personen, deren Kreditwürdigkeit in Frage steht, meiden 
würden. Dem Konsumenten, der unter anderem Geschäftsführer einer Unternehmensberatung 
ist, wurden EUR 750 zugesprochen. Das Berufungsgericht bestätigte das Ersturteil.
Der OGH hatte sich u.a. mit der datenschutzrechtlichen Abgrenzung von Auftraggeber und 
Dienstleister zu befassen sowie den geltend gemachten Schadenersatz zu beurteilen.

II. Die Entscheidung des Gerichts

Der OGH hielt zunächst fest, dass der datenschutzgesetzliche Anspruch auf angemessene 
Entschädigung wegen erlittener Kränkung abtretbar war. Nach bestätigender Auffassung der 
Höchstrichter2 war die Aufnahme in eine Bonitätsdatenbank ohne entsprechende 
Benachrichtigung rechtswidrig. Die konkrete Eintragung war auch geeignet, das berufliche 
Fortkommen des Klägers als Geschäftsführer eines Unternehmens, das mit 
Unternehmensberatung beschäftig ist, zu gefährden oder zu beeinträchtigen, weil potenzielle 
Geschäftspartner mit Sicherheit Personen, deren Kreditwürdigkeit in Frage stand, meiden
würden. Unter Berücksichtigung dieser Umstände war die dem Kläger von den 
Unterinstanzen zugesprochene Entschädigung in Höhe von EUR 750,- für die mit der 
gesetzwidrigen Eintragung in die Zahlungsverhaltensdatenbank verbundene Bloßstellung 
nicht zu beanstanden.
Schließlich wäre die Beklagte auch passiv legitimiert, da sie als Betreiberin der 
Bonitätsdatenbank nicht als bloßer Dienstleister der Mobilfunkunternehmen, sondern als 
Auftraggeber iS des § 4 Z 4 DSG für ihre anfragenden Kunden (entgeltlich) tätig geworden 
war.

III. Kritische Würdigung und Ausblick

Der vorliegenden Entscheidung ist in Ergebnis und Begründung beizupflichten. Sie behandelt 
in der Praxis häufig auftretende Rechtsfragen des Datenschutzes.
Die Abgrenzung von datenschutzrechtlichem Auftraggeber und Dienstleister hat für die 
Überprüfung der Zulässigkeit einer Datenverarbeitung nach § 7 DSG, die Frage einer bloßen 
Datenübermittlung nach § 4 Z 12 DSG3 und für die allfällige Vorabkontrollpflicht nach § 18 
Abs 2 DSG wesentliche Bedeutung.
Nach der Spruchpraxis der DSK ergibt eine Wortinterpretation von Art 2 lit e DSRL4 dass 
jemand, der personenbezogene Daten durch bloßes Speichern verarbeitet, Auftragsverarbeiter 
ist, wenn er den Weisungen (arg 'im Auftrag') eines für die Verarbeitung Verantwortlichen 

                                                
1 LGZ Wien 15.2.2008, 53 Cg 106/07h, jusIT 2008/33, 73 (Jahnel).
2 OGH 15.12.2005, 6 Ob 275/05t – Warnliste der Banken, RdW 2006/207, 212 = Zak 2006/201, 117 = ÖJZ-LSK 
2006/84 = EvBl 2006/66, 373 = ecolex 2006/211, 486 = ÖBA 2006/1356, 530 = MR 2006, 83 (Knyrim) = RZ 
2006, 130 = ZIK 2006/82, 68 = JUS Z/4124 = SZ 2005/181; dazu Thiele, Bonitätslisten der Banken 
datenschutzwidrig! lex:itec 2006 H 3, 29.
3 Seit der DSG-Novelle 2010, BGBl I 2009/135 nunmehr „Datenverwendung“.
4 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr, ABl L 281 vom 
23.11.1995, 31 ff.



untersteht. Es ist nun kein zwingender Grund erkennbar, das Begriffspaar „Auftraggeber“ –
„Dienstleister“ im DSG 2000 anders auszulegen als es durch die RL 95/46/EG für das 
Begriffspaar „für die Verarbeitung Verantwortlicher“ – „Auftragsverarbeiter“ vorgegeben ist. 
Also ist auch das Speichern personenbezogener Daten eine Datenverwendung zur Herstellung 
eines aufgetragenen Werkes.5 Die Qualifikation eines Rechtsträgers als "Auftraggeber" oder 
Dienstleister" muss sich zunächst, d.h. bevor eine rechtliche Wertung der Zulässigkeit der 
Inanspruchnahme einer dieser Rollen vorgenommen werden kann, an den tatsächlichen 
Verfügungsverhältnissen orientieren.6 Die hL7 hat daraus folgendes Prüfungsschema
entwickelt:

 In einem ersten Schritt ist zu prüfen, ob durch einen (zivilrechtlichen) Auftrag 
einem Anderen Daten zur Herstellung eines aufgetragenen Werks überlassen 
werden und der (zivilrechtliche) Auftragnehmer die Entscheidung trifft, diese 
Daten zu verarbeiten. Als vertragliche Grundlage kommt neben einer 
Mustervereinbarung iS des § 10 DSG auch jede zivilrechtliche Vereinbarung in 
Betracht.

 In einem anschließenden zweiten Schritt ist zu prüfen, ob der (zivilrechtliche) 
Auftragnehmer iS des § 4 Z 4 DSG die „Entscheidung über die Datenverwendung“ 
aufgrund von Rechtsvorschriften, Standes- oder Verhaltensregeln nach § 6 Abs 4 
DSG eigenverantwortlich zu treffen hat oder nicht.

Wendet man diese Grundsätze auf den vorliegenden Fall an, gelangt der Rechtsanwender 
zwanglos zu einer Bejahung der Auftraggebereigenschaft der beklagten D-GmbH aufgrund 
ihrer (alleinigen) Entscheidungskompetenz als Datenbankbetreiberin. Das gewissermaßen als 
Serviceleistung erbrachte Scoring8 vermag darin nichts zu ändern, wie der OGH zutreffend 
betont.
Nach § 33 Abs 4 iVm § 32 Abs 4 DSG können datenschutzrechtliche 
Schadenersatzansprüche gegen Auftraggeber bei jenem Landesgericht anhängig gemacht 
werden, in dessen Sprengel der Betroffenen seinen ordentlichen Wohnsitz hat. Dieser 
Klägergerichtsstand schließt eine Anrufung der Datenschutzkommission aus.9

Schadenersatzansprüche, und zwar auch solche, die sich auf § 33 Abs 1 DSG stützen, sind 
immer individueller Natur. Sie können daher mangels Bedeutung für die 
datenschutzrechtlichen Interessen einer größeren Zahl von Betroffenen – anders als 
Feststellungsansprüche – auch nicht Gegenstand einer Nebenintervention durch die 
Datenschutzkommission gemäß § 32 Abs 6 DSG aF sein.10 Daran hat auch die DSG-Novelle 
201011 nichts geändert.
In einem Fall hat sich das zivile Höchstgericht12 bereits mit dem Anspruch auf angemessene 
Entschädigung wegen erlittener Kränkung nach § 33 Abs 1 DSG befasst und deutlich 
gemacht, dass es sich dabei um den Ersatz immateriellen Schadens handelt.13 Der vorliegende 
Sachverhalt bereichert diese Judikatur um die Auslegung der „Eignung zur Bloßstellung“ und 
den von § 33 Abs 1 iV mit § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG „besonders geschützten Datenarten“.

                                                
5 DSK 14.11.2003, K120.819/006-DSK/2003, MR 2004, 51 (Knyrim).
6 DSK 13.12.2006, K121.217/0021-DSK/2006, nv.
7 Jahnel, Handbuch Datenschutzrecht (2010) Rz 3/50; vgl. auch DSK 20.10.2006, K121.155/0015-DSK/2006, 
RIDA 0195983.
8 Dazu ausführlich DSK 12.12.2007, K121.313/0016-DSK/2007, jusIT 2008/9, 23.
9 DSK 5.4.2002, K120.766/004-DSK/2002, RIDA 0154201; 23.8.2002, K120.779/011-DSK/2002, nv.
10 DSK 1.6.2001, K073.020/006-DSK/2001, RIDA 0201037.
11 BGBl I 133/2009, in Kraft seit 1.1.2010.
12 OGH 15.12.2005, 6 Ob 275/05t, RdW 2006/207, 212 = Zak 2006/201, 117 = ÖJZ-LSK 2006/84 = EvBl 
2006/66, 373 = ecolex 2006/211, 486 = lex:itec 2006 H 3, 29 (Thiele) = ÖBA 2006/1356, 530 = MR 2006, 83 
(Knyrim) = RZ 2006, 130 = ZIK 2006/82, 68 = JUS Z/4124 = SZ 2005/181
13 Ebenso Jahnel, Handbuch Rz 9/63 FN 187 unter Bezugnahme auf Art 23 DSRL.



Jemanden bloßstellen bedeutet im Fall des § 33 Abs 1 zweiter Satz DSG, Tatsachen (nämlich 
die in § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Datenarten: sensible Daten, strafrechtsbezogene 
Daten oder Bonitätsdaten) zu enthüllen, die ihn aus Sicht Dritter herabsetzen und sein 
Ansehen untergraben. Das DSG 2000 misst dadurch, dass es in seinem § 18 Abs 2 Z 3 
Datenanwendungen, die die Auskunftserteilung über die Kreditwürdigkeit der Betroffenen 
zum Zweck haben, für vorabkontrollpflichtig erklärt, Bonitätsdaten eine besondere 
Eingriffstiefe in das Recht auf Geheimhaltung nach § 1 Abs 1 DSG zu. Diese Konstellation 
erfordert besondere Sorgfalt seitens der Kreditauskunfteien ebenso wie seitens ihrer 
Datenlieferanten. Daher muss geprüft werden, ob Daten, die auf den ersten Blick 
bonitätsrelevant scheinen, in Wahrheit keine oder nur sehr beschränkte/unzuverlässige 
Aussagekraft über die Bonität des Betroffenen zukommt. Ob solche Umstände vorliegen, 
muss geprüft werden, bevor Daten von einer Kreditauskunftei verarbeitet oder an eine solche 
übermittelt werden. In diesem Zusammenhang ist nach der Spruchpraxis der DSK auch der 
sachlichen Datenrichtigkeit nach § 6 Abs 1 Z 4 DSG besondere Bedeutung zuzumessen: 
Diese muss im Hinblick auf den Verwendungszweck einer Bonitätsauskunft gegeben sein. 
Liegt sie nicht (mehr) vor, ist ein überwiegendes berechtigtes Interesse an der Übermittlung 
dieser Daten an eine Kreditauskunftei nicht gegeben. Damit der Auftraggeber diesen 
Obliegenheiten genügen kann, kommt seinen Informationspflichten nach § 24 Abs 2 DSG 
besondere Bedeutung zu, insoweit muss er auch selbst aktiv werden.14

Nach zutreffender Ansicht des Höchstgerichts betrifft § 33 Abs 2 DSG bestimmte Datenarten 
und schützt keineswegs den „höchstpersönlichen Lebensbereich“ des Betroffenen an sich, 
mögen auch die Datenarten dem höchstpersönlichen Lebensbereich eines Menschen 
zugehören. Es kommt daher zu Recht nicht auf die (sonstige) Auslegung des § 7 Abs 1 
MedienG zum „höchstpersönliche Lebensbereich eines Menschen“ an, wie sie von den 
neueren Rsp15 gepflogen wird.
In europarechtskonformer Interpretation16 bejaht das österreichische Höchstgericht 
gleichwohl einen Schutz für bereits für teilweise veröffentlichte Daten: Selbst wenn Daten der 
in § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 DSG genannten Art für eine begrenzte Öffentlichkeit sichtbar oder 
einem begrenzten Kreis von Personen bekannt waren, schließt dies nicht aus, dass durch die 
öffentlich zugängliche Verwendung dieser Daten schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen in 
einer Weise verletzt werden, die einer Bloßstellung in der Öffentlichkeit gleichkommt.17

IV. Zusammenfassung

Nach Auffassung der österreichischen Gerichte gebührt dem Betroffenen für die 
ungerechtfertigte Aufnahme seiner besonders geschützten Daten iS des § 18 Abs 2 Z 1 bis 3 
DSG in eine öffentlich zugängliche Bonitätsdatenbank Schadenersatz für die damit 
verbundene Bloßstellung nach § 33 DSG. Ein Betrag in Höhe von EUR 750,- erscheint für 
einen einmaligen Verstoß als durchaus angemessen.

                                                
14 DSK 7.5.2007, K211.773/0009-DSK/2007, RIDA 0181950.
15 Vgl. OGH 21.1.2009, 15 Os 175/08m, MR 2009, 11 (Zöchbauer): Der Begriff des höchstpersönlichen 
Lebensbereiches deckt sich mit jenem des Privat- und Familienlebens nach Art 8 MRK.
16 EuGH 16.12.2008, C-73/07 – Satamedia, jusIT 2009/13, 28 = RdW 2009/170, 207 = ARD 5936/4/2009 = 
EuGRZ 2009, 23 = MR-Int 2009, 14 (Wittmann) = ecolex 2009, 547
17 Vgl. auch Berka in Berka/Höhne/Noll/Polley, Mediengesetz² § 7 Rz 20. 


